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  Die Situation in Sierra Leone 

  Schreiben des Generalsekretärs an den Präsidenten des Sicherheitsrats, datiert 
vom 30. April 2001 (S/2001/434)". 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat im Einklang mit dem im Verlauf seiner voran-
gegangenen Konsultationen erzielten Einvernehmen außerdem, Jean-Marie Guéhenno, den 
Untergeneralsekretär für Friedenssicherungseinsätze, Ibrahima Fall, den Beigeordneten Gene-
ralsekretär für politische Angelegenheiten, und Carolyn McAskie, die Stellvertreterin des Un-
tergeneralsekretärs für humanitäre Angelegenheiten und Stellvertretende Nothilfekoordinato-
rin, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

DIE SITUATION IN AFGHANISTAN 

[Resolutionen beziehungsweise Beschlüsse zu dieser Frage wurden vom Sicherheitsrat 
auch in den Jahren 1994 und 1996 bis 2000 verabschiedet.] 

Beschlüsse 

 Auf seiner 4325. Sitzung am 5. Juni 2001 beschloss der Sicherheitsrat, die Vertreter Af-
ghanistans, der Islamischen Republik Iran, Pakistans und Usbekistans einzuladen, ohne 
Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes teilzunehmen: 

 "Die Situation in Afghanistan 

  Schreiben des Generalsekretärs an den Präsidenten des Sicherheitsrats, datiert 
vom 21. Mai 2001 (S/2001/511)". 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat im Einklang mit dem im Verlauf seiner voran-
gegangenen Konsultationen erzielten Einvernehmen außerdem, Haile Menkerios, den Vorsit-
zenden des Sachverständigenausschusses für Afghanistan nach Resolution 1333 (2000) des 
Sicherheitsrats, und Alfonso Valdivieso (Kolumbien), den Vorsitzenden des Ausschusses des 
Sicherheitsrats nach Resolution 1267 (1999) betreffend Afghanistan, gemäß Regel 39 seiner 
vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

 Auf seiner 4352. Sitzung am 30. Juli 2001 behandelte der Rat den Punkt 

 "Die Situation in Afghanistan 

  Schreiben des Generalsekretärs an den Präsidenten des Sicherheitsrats, datiert 
vom 21. Mai 2001 (S/2001/511)". 

Resolution 1363 (2001) 
vom 30. Juli 2001 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen, insbesondere der Resolutionen 1267 
(1999) vom 15. Oktober 1999 und 1333 (2000) vom 19. Dezember 2000, sowie der Er-
klärungen seines Präsidenten über die Situation in Afghanistan, 

 feststellend, dass die Situation in Afghanistan eine Bedrohung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit in der Region darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

 1. betont, dass alle Mitgliedstaaten nach der Charta der Vereinten Nationen ver-
pflichtet sind, den mit den Resolutionen 1267 (1999) und 1333 (2000) verhängten Maß-
nahmen uneingeschränkt Folge zu leisten; 
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 2. begrüßt den Bericht des Sachverständigenausschusses für Afghanistan nach Reso-
lution 1333 (2000)363 und nimmt Kenntnis von den darin enthaltenen Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen im Anschluss an die Konsultationen mit den Anrainerstaaten des unter der 
Kontrolle der Taliban stehenden Hoheitsgebiets von Afghanistan, denen er Besuche abge-
stattet hatte; 

 3. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit dem Ausschuss des Sicherheitsrats 
nach Resolution 1267 (1999) binnen dreißig Tagen nach Verabschiedung dieser Resolution 
und für einen Zeitraum, welcher zu der Anwendung der mit Resolution 1333 (2000) verhäng-
ten Maßnahmen parallel läuft, einen Mechanismus einzurichten, 

 a) der die Durchführung der mit den Resolutionen 1267 (1999) und 1333 (2000) ver-
hängten Maßnahmen überwachen soll; 

 b) der den Anrainerstaaten des unter der Kontrolle der Taliban stehenden Hoheits-
gebiets von Afghanistan sowie gegebenenfalls anderen Staaten Hilfe gewähren soll, damit sie 
besser in der Lage sind, die mit den Resolutionen 1267 (1999) und 1333 (2000) verhängten 
Maßnahmen durchzuführen; und 

 c) der Informationen über Verstöße gegen die mit den Resolutionen 1267 (1999) und 
1333 (2000) verhängten Maßnahmen zusammenstellen, bewerten, soweit möglich verifi-
zieren, darüber berichten und Empfehlungen dazu abgeben soll; 

 4. beschließt, dass sich der Überwachungsmechanismus wie folgt zusammensetzen 
soll, wobei unter anderem eine ausgewogene geografische Verteilung zu berücksichtigen ist: 

 a) aus einer in New York ansässigen, aus bis zu fünf Sachverständigen einschließlich 
eines Vorsitzenden bestehenden Überwachungsgruppe, die die Durchführung aller mit den 
Resolutionen 1267 (1999) und 1333 (2000) verhängten Maßnahmen überwachen soll, na-
mentlich auf dem Gebiet der Waffenembargos, der Terrorismusbekämpfung und der damit zu-
sammenhängenden Rechtsvorschriften, sowie eingedenk der bestehenden Verbindungen zu 
Waffenkäufen und zur Terrorismusfinanzierung, auf dem Gebiet der Geldwäsche, der Finanz-
transaktionen und des Drogenhandels; und 

 b) aus einer Unterstützungsgruppe für die Sanktionsdurchsetzung, die aus bis zu 
fünfzehn Mitgliedern mit Fachkenntnissen auf Gebieten wie dem Zollwesen, dem Grenz-
schutz und der Terrorismusbekämpfung besteht, von der Überwachungsgruppe koordiniert 
wird und in den in Ziffer 2 genannten Staaten ansässig sein soll, in voller Abstimmung und in 
enger Zusammenarbeit mit diesen Staaten; 

 5. ersucht die Überwachungsgruppe, dem Ausschuss nach Resolution 1267 (1999) 
unter anderem im Wege von Informationssitzungen mit Sachverständigen des Überwachungs-
mechanismus über die Arbeit des mit Ziffer 3 eingerichteten Mechanismus Bericht zu er-
statten und ersucht außerdem die Unterstützungsgruppe für die Sanktionsdurchsetzung, der 
Überwachungsgruppe mindestens einmal monatlich Bericht zu erstatten; 

 6. ersucht außerdem den Ausschuss nach Resolution 1267 (1999), dem Sicherheits-
rat in regelmäßigen Abständen über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 7. fordert alle Staaten, die Vereinten Nationen und die betroffenen Parteien auf, mit 
dem Überwachungsmechanismus uneingeschränkt und zügig zu kooperieren; 

 8. legt allen Staaten eindringlich nahe, durch den Erlass von Rechtsvorschriften be-
ziehungsweise durch Verwaltungsmaßnahmen sofort für die Durchsetzung und die Stärkung 
der Maßnahmen zu sorgen, die sie nach ihren innerstaatlichen Gesetzen oder sonstigen Vor-
schriften gegen ihre Staatsangehörigen und andere in ihrem Hoheitsgebiet tätigen Personen 
oder Einrichtungen verhängt haben, um Verstöße gegen die mit den Resolutionen 1267 (1999) 
und 1333 (2000) verhängten Maßnahmen zu verhüten beziehungsweise zu ahnden, sowie den 
Ausschuss nach Resolution 1267 (1999) von der Verabschiedung solcher Maßnahmen in 
Kenntnis zu setzen, und bittet die Staaten, dem Ausschuss die Ergebnisse aller diesbezüg-

_______________ 
363 S/2001/511, Anlage. 
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lichen Ermittlungs- oder Durchsetzungsmaßnahmen mitzuteilen, es sei denn, dass diese da-
durch gefährdet würden; 

 9. ersucht den Generalsekretär, die notwendigen Vorkehrungen zur Unterstützung 
der Arbeit des Überwachungsmechanismus zu treffen, die als Ausgaben der Vereinten Natio-
nen geführt und aus einem zu diesem Zweck eingerichteten Treuhandfonds finanziert werden 
sollen, erklärt, dass der Generalsekretär diesen Treuhandfonds einrichten wird, legt den Staa-
ten nahe, Beiträge zu dem Fonds zu entrichten und über den Generalsekretär Personal, Ausrü-
stung und Dienstleistungen für den Überwachungsmechanismus beizusteuern und ersucht den 
Generalsekretär außerdem, den Ausschuss nach Resolution 1267 (1999) regelmäßig über die 
finanziellen Regelungen zur Unterstützung des Mechanismus unterrichtet zu halten; 

 10. bekundet seine Absicht, die Durchführung der mit den Resolutionen 1267 (1999) 
und 1333 (2000) verhängten Maßnahmen auf der Grundlage der Informationen zu prüfen, die 
der Überwachungsmechanismus über den Ausschuss nach Resolution 1267 (1999) bereit-
stellt; 

 11. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

Auf der 4352. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

Beschlüsse 

 Am 4. Oktober 2001 richtete der Präsident des Sicherheitsrats das folgende Schreiben 
an den Generalsekretär364: 

  "Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, dass Ihr Schreiben vom 3. Oktober 2001 be-
treffend Ihre Absicht, Lakhdar Brahimi erneut zu Ihrem Sonderbeauftragten für Afgha-
nistan zu ernennen365, den Mitgliedern des Sicherheitsrats zur Kenntnis gebracht wor-
den ist. Sie nehmen von Ihrer Absicht sowie von der Aufgabenstellung Ihres Sonderbe-
auftragten366 mit Anerkennung Kenntnis." 

 Auf seiner 4414. Sitzung am 13. November 2001 beschloss der Rat, die Vertreter Af-
ghanistans, Ägyptens, Argentiniens, Australiens, Belgiens, Deutschlands, Indiens, Indonesi-
ens, der Islamischen Republik Iran, Italiens, Japans, Kanadas, Kasachstans, Malaysias, Mexi-
kos, Neuseelands, der Niederlande, Pakistans, der Republik Korea, Tadschikistans und Usbe-
kistans einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des Punktes "Die Situation in Afgha-
nistan" teilzunehmen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat im Einklang mit dem im Verlauf seiner voran-
gegangenen Konsultationen erzielten Einvernehmen außerdem, Lakhdar Brahimi, den Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs für Afghanistan, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Ge-
schäftsordnung zur Teilnahme einzuladen.  

 Nach Wiederaufnahme der Sitzung am 13. November 2001 beschloss der Rat ferner, die 
Vertreter Chiles und der Türkei einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des Punktes 
teilzunehmen. 

 Auf seiner 4415. Sitzung am 14. November 2001 beschloss der Rat, den Vertreter Af-
ghanistans einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des Punktes "Die Situation in Af-
ghanistan" teilzunehmen. 

_______________ 
364 S/2001/937. 
365 S/2001/934. 
366 Ebd., Anlage. 




